
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 11.03.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2026/0019 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung und Bauwesen Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 

17.03.2026 1 Öff.    

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

17.03.2026 1 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

24.03.2026 1 Öff.    

 
    

 
Verwaltungsneubau: 
a) Beauftragung einer Projektsteuerung  
b) Freigabe Vgv Objektplanung 
c) Freigabe der Stufe 2. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfehlen und der 
Verbandsgemeinderat beschließt für den geplanten Verwaltungsneubau der Verbandsgemeinde: 
a) Die Verwaltung zu beauftragen, eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen der 
AHO im Rahmen eines Stufenvertrages auszuschreiben und zu beauftragen. Die Erstellung des hierfür 
notwendigen Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Teilnahmewettbewerbs erfolgen 
durch die Rechtsanwaltskanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz. 
b) Die Durchführung eines europaweiten VgV-Verfahrens (Vergabeverordnung) für die Objektplanung 
wird freigegeben. Der Bürgermeister wird ermächtigt, die abschließende Auftragsvergabe der Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen nach Abschluss des VgV-Verfahrens vorzunehmen und die entspre-
chenden Verträge zu unterzeichnen. Die Gremien werden über die Ergebnisse der Vergabe unterrich-
tet. 
c) Die 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird freigegeben. Die Verwaltung wird beauftragt, 
diese als Voraussetzung auf Gewährung von Zuwendungen aus dem Investitionsstock (I-Stock) des Lan-
des Rheinland-Pfalz voranzutreiben. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 11411-096100-41-5 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.500.000 € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
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 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Schaad) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
  Im Auftrag     
       
       

  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde beabsichtigt, die Planungen für den Neubau des Verwaltungsgebäudes zügig 
weiter voranzutreiben. Für eine zielgerichtete, rechtssichere und wirtschaftliche Umsetzung dieses 
Großprojekts ist die Einhaltung der folgenden verfahrenstechnischen Schritte zwingend erforderlich: 

• 1. Projektsteuerung: Zunächst erfolgt die Ausschreibung und Beauftragung einer externen 
Projektsteuerung. 

• 2. Objektplanung (Architektur): Mit fachlicher Unterstützung der Projektsteuerung wird das 
Leistungsverzeichnis für das anstehende Vergabeverfahren der Objektplanung ausgearbeitet. 

• 3. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (2. Stufe): Das im Anschluss beauftragte Architekturbüro 
erarbeitet schließlich die verschiedenen baulichen Varianten des Neubaus, die als Grundlage 
für die 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung dienen. 

 
Zu a) Beauftragung einer Projektsteuerung:  
Wie bereits beim Neubau des Hallenbades und der Grundschule erfolgreich praktiziert, ist bei einem 
Bauvorhaben dieser Größenordnung die frühzeitige Einbindung einer professionellen Projektsteue-
rung unerlässlich. Sie minimiert Risiken durch eine koordinierte Planung, permanente Kosten- und Ter-
minkontrolle sowie eine strukturierte Kommunikation zwischen allen Beteiligten. Die Erfahrung zeigt, 
dass sich die Kosten für die Projektsteuerung durch die Vermeidung von Planungsdefiziten und Nach-
trägen im Projektverlauf amortisieren. Da die Kosten für die Projektsteuerung über den Schwellenwer-
ten liegen, bedarf es eines Vergabeverfahrens. Analog zu vorangegangenen Projekten soll die Kanzlei 
KUNZ Rechtsanwälte Mainz mit der Erstellung des Leistungsverzeichnisses und der Durchführung des 
Teilnahmewettbewerbs betraut werden. 
 
Zu b) Freigabe des VgV-Verfahrens für die Objektplanung: 
Für die Objektplanung (Architektenleistungen) ist ein europaweites Wettbewerbsverfahren nach 
Vergabeverordnung (VgV) mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb durchzuführen. Ziel ist es, ein 
leistungsfähiges und wirtschaftlich arbeitendes Büro zu binden. 
Die Auswertung der Angebote erfolgt nach vorab streng festgelegten, objektiven Auswahl- und Zu-
schlagskriterien zusammen mit der Projektsteuerung. Da das VgV-Verfahren ein Höchstmaß an recht-
licher Bindung und Transparenz garantiert und der Zuschlag zwingend auf das nach dieser 
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Bewertungsmatrix bestplatzierte Angebot entfallen muss, ist die eigentliche Auftragsvergabe lediglich 
der konsequente formale Abschluss dieses strikt reglementierten Prozesses. Ein politischer Gestal-
tungsspielraum bei der finalen Auswahl besteht an diesem Punkt des Verfahrens nicht mehr. 
Aus diesem Grund ist die ausdrückliche Ermächtigung des Bürgermeisters zur abschließenden Auf-
tragsvergabe und Vertragsunterzeichnung sachgerecht und geboten. Dieser Schritt stellt die Hand-
lungsfähigkeit der Verwaltung sicher und vermeidet Projektverzögerungen. 
 
Zu c) 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und I-Stock 
Um die finanzielle Belastung für die Verbandsgemeinde zu minimieren, wurde eine Förderung des Neu-
baus über den Investitionsstock (I-Stock) des Landes Rheinland-Pfalz beantragt. Das Antragsverfahren 
sieht vor, dass die Anträge über die zuständige Kreisverwaltung bei der Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion (ADD) zur Vorprüfung eingereicht werden. 
Eine zwingende Fördervoraussetzung für Verwaltungsneubauten ist der strikte Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit. Es muss gegenüber dem Fördermittelgeber (Land Rheinland-Pfalz) zweifelsfrei belegt 
werden, dass ein Neubau im Vergleich zu anderen Handlungsalternativen (wie Sanierung im Bestand 
oder Anmietung) die wirtschaftlichste Lösung darstellt. Die 1. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung hatte damals bereits ergeben, dass ein Neubau die wirtschaftlichste Variante ist. 
Die Freigabe der 2. Stufe der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist daher der zwingende und entschei-
dende nächste Schritt im Verfahren. Während die 1. Stufe die grundsätzliche Notwendigkeit eines Neu-
baus rechtfertigte, geht es in der 2. Stufe nun um die konkrete und wirtschaftlichste Ausgestaltung des 
Projekts. Hierbei müssen verschiedene Realisierungsvarianten des Verwaltungsneubaus (beispiels-
weise hinsichtlich der Kubatur, der Raumkonzepte, der Bauweise oder energetischer Standards) de-
tailliert ausgearbeitet und einander gegenübergestellt werden. 
Diese konkretisierten Varianten des Neubaus sind im Anschluss der ADD sowie der Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektion (SGD) zur sogenannten baufachlichen Prüfung vorzulegen. Im Rahmen dieser 
Prüfung evaluieren die Landesbehörden die Planungen intensiv auf ihre Zweckmäßigkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Förderfähigkeit. Da es sich hierbei um einen detaillierten Prüfprozess handelt, ist für diese 
baufachliche Prüfung durch ADD und SGD aller Voraussicht nach ein Zeitraum von ca. einem Jahr ein-
zuplanen. 
 
 
 
 
 
  
 
 


